
522 

Gesetzblatt 
der 

Freien Hansestadt Bremen 

2023 Verkündet am 16. November 2023 Nr. 104 

 

 

Verordnung über den Verwaltungsrat nach dem Gesetz 
zur Errichtung eines Ausbildungsunterstützungsfonds 

im Land Bremen 
(Ausbildungsunterstützungsfondsverwaltungsratverordnung – AusbUFVV) 

Vom 7. November 2023 

Aufgrund des § 12 Nummer 5 des Ausbildungsunterstützungsfondsgesetzes vom 
28. März 2023 (Brem.GBl. S. 272) verordnet der Senat: 

§ 1 

Regelungsgegenstände 

Diese Verordnung regelt die Rechtsstellung der Mitglieder des Verwaltungsrates, 
die Sicherstellung einer den Anforderungen des § 9 Absatz 4 des Ausbildungsunter-
stützungsfondsgesetzes entsprechenden Zusammensetzung des Verwaltungsrates, 
seine Tätigkeit einschließlich der Einrichtung einer Geschäftsstelle sowie die öffent-
liche Berichterstattung über die Budgetplanung für den Ausbildungsunterstützungs-
fonds. 

§ 2 

Berufung in den Verwaltungsrat 

(1) Die Senatorin oder der Senator für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration 
beruft die Mitglieder des Verwaltungsrates gemäß § 9 des Ausbildungsunterstüt-
zungsfondsgesetzes. 

(2) Die in § 9 Absatz 2 des Ausbildungsunterstützungsfondsgesetzes genannten 
Institutionen entsenden jeweils ein ordentliches Mitglied und ein stellvertretendes 
Mitglied. Dabei entsenden sie jeweils mindestens eine Frau. Sie sollen jeweils ein 
Mitglied entsenden, das unter 35 Jahre alt ist. 

(3) Scheidet ein ordentliches Mitglied aus dem Verwaltungsrat aus, so wird es 
durch das stellvertretende Mitglied ersetzt, bis die Senatorin oder der Senator für 
Arbeit, Soziales, Jugend und Integration ein durch die betreffende Institution ent-
sandtes neues ordentliches Mitglied berufen hat. 
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§ 3 

Vorsitz 

(1) Der Verwaltungsrat wählt bei seiner ersten Sitzung unter seinen Mitgliedern ein 
vorsitzendes Mitglied sowie ein stellvertretendes vorsitzendes Mitglied für die Dauer 
von zwei Jahren und sechs Monaten. Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn 
wenigstens vier Mitglieder anwesend sind. Die Wahl erfolgt geheim. Gewählt ist die 
Person, die die meisten Stimmen der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder des 
Verwaltungsrates erhält. 

(2) Endet die Amtszeit oder scheidet das vorsitzende Mitglied aus, wählt der Ver-
waltungsrat ein neues vorsitzendes Mitglied entsprechend Absatz 1. 

(3) Bis zur Wahl eines vorsitzenden Mitglieds und eines stellvertretenden vor-
sitzenden Mitglieds hat das jüngste Mitglied des Verwaltungsrates den Vorsitz 
kommissarisch inne. 

§ 4 

Sitzungen des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat tagt mindestens zweimal jährlich. 

(2) Das vorsitzende Mitglied lädt mindestens zwei Wochen vor einer Sitzung in 
Textform zu dieser ein. Auf Verlangen von mindestens zwei Mitgliedern hat das 
vorsitzende Mitglied zu einer außerordentlichen Sitzung einzuladen. Die Einladung 
muss die Tagesordnung enthalten. Ist ein Mitglied gehindert, an einer Sitzung des 
Verwaltungsrates teilzunehmen, informiert es unverzüglich die Geschäftsstelle. 

(3) Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Die Inhalte der Beratung sind vertraulich. 
Mitglieder des Verwaltungsrates wahren Verschwiegenheit über den Inhalt der 
Beratung. Die Verschwiegenheitspflicht gilt über das Ende ihrer Amtszeit hinaus. 

(4) Die Sitzungsleitung obliegt dem vorsitzenden Mitglied. 

(5) In den Sitzungen sind ausschließlich die teilnehmenden ordentlichen Mitglieder 
stimmberechtigt. Wenn ein ordentliches Mitglied an der Teilnahme verhindert ist, 
kann statt seiner das stellvertretende Mitglied stimmberechtigt an der Sitzung teil-
nehmen. 

(6) Die Sitzungen des Verwaltungsrates finden grundsätzlich in Präsenz statt. Die 
Teilnahme per Video- oder Telefonkonferenz an der Sitzung ist einzelnen Mitgliedern 
in Ausnahmefällen zu ermöglichen. Das vorsitzende Mitglied kann in dringenden 
Fällen festlegen, dass eine Sitzung des Verwaltungsrates abweichend von Satz 1 als 
Video- oder Telefonkonferenz stattfindet. Mitglieder des Verwaltungsrates, die mittels 
Video- oder Telefonkonferenz an einer Sitzung teilnehmen, gelten als anwesend im 
Sinne von § 9 Absatz 6 Ausbildungsunterstützungsfondsgesetz. Das vorsitzende 
Mitglied stellt in diesen Fällen zu Beginn der Sitzung die Teilnahme der zugeschalte-
ten Mitglieder fest und trägt sie in die Anwesenheitsliste ein. 
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(7) Gegenstand einer Sitzung sind ausschließlich Punkte der Tagesordnung. 
Nachträglich dürfen Punkte nur auf die Tagesordnung gesetzt werden, wenn die 
Mehrheit der ordentlichen Mitglieder des Verwaltungsrates dem zustimmt. 

§ 5 

Gäste und Stellungnahme 

(1) Der Verwaltungsrat kann zu Sitzungen Vertreter und Vertreterinnen von 
Vereinigungen, deren Mitglieder in den Anwendungsbereich des Ausbildungs-
unterstützungsfondsgesetzes fallen, sowie weitere fachkundige Personen als Gäste 
einladen. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Vereinigungen können schriftliche Stellungnahmen 
abgeben, welche vom Verwaltungsrat zur Kenntnis zu nehmen sind. Sofern dies zur 
Aufklärung des Sachverhaltes erforderlich und angemessen ist, ist ein Vertreter oder 
eine Vertreterin der Vereinigung, die eine Stellungnahme abgegeben hat, an der 
Sitzung des Verwaltungsrates, in welcher die Stellungnahme behandelt wird, als 
Gast einzuladen. 

(3) Gäste haben ein Rede-, aber kein Stimmrecht und sind zur Verschwiegenheit 
verpflichtet. 

(4) Die Senatorin oder der Senator für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration 
kann Vertreterinnen oder Vertreter mit Rederecht in die Sitzungen des Verwaltungs-
rates entsenden. 

§ 6 

Übermittlung von Beschlüssen, Budgetplanung 

(1) Das vorsitzende Mitglied übermittelt dem Senat die vom Verwaltungsrat nach 
dem Ausbildungsunterstützungsfondsgesetz gefassten Beschlüsse. 

(2) Der Verwaltungsrat erstattet jährlich Bericht über die Budgetplanung für den 
Ausbildungsunterstützungsfonds im Sinne des § 10 Absatz 2 Nummer 4 Ausbil-
dungsunterstützungsfondsgesetzes. Die Senatorin oder der Senator für Arbeit, 
Soziales, Jugend und Integration übermittelt den Bericht dem Senat und der Bremi-
schen Bürgerschaft (Landtag). 

§ 7 

Reisekosten 

Reisekosten von Mitgliedern und Gästen, die nach § 5 Absatz 1 zu einer Sitzung 
des Verwaltungsrates eingeladen worden sind, die durch die Teilnahme an einer 
Sitzung des Verwaltungsrates anfallen, können nach Maßgabe des Bremischen 
Reisekostengesetzes vom 24. Februar 2009 (Brem.GBl S. 48), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Juli 2021 (Brem.GBl. S. 556) geändert worden ist, 
erstattet werden. 
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§ 8 

Geschäftsstelle des Verwaltungsrates 

(1) Bei der Senatorin oder dem Senator für Arbeit, Soziales, Jugend und Integra-
tion wird eine Geschäftsstelle eingerichtet, die die Tätigkeit des Verwaltungsrates 
unterstützt. 

(2) Der Geschäftsstelle obliegen im Auftrag des vorsitzenden Mitgliedes insbe-
sondere die Terminierung der Sitzungen des Verwaltungsrates und die Einladung der 
Mitglieder und Gäste zu diesen, die inhaltliche und organisatorische Vorbereitung der 
Sitzungen einschließlich des Erstellens der Tagesordnung sowie die Protokollierung 
der Sitzungen. 

§ 9 

Inkrafttreten 

Die Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. 

Bremen, den 7. November 2023 

Der Senat 
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